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          Schreiben vom 22. Mai 2026 

 

Stellungnahme zur "Erstellung des Managementplan Wolf in Sachsen" gemäß §22d 
Absatz 2 BJagdG 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit nimmt der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., 
Stellung zur "Erstellung des Managementplan Wolf in Sachsen" gemäß §22d Absatz 2 BJagdG. 

1. Vorbemerkung 

Der BUND Sachsen begrüßt das Beteiligungsverfahren und die Auftaktberatung vom 18. Mai 2026. Wir 
begrüßen ausdrücklich, dass das LfULG zuständige Behörde für Monitoring, Rissbegutachtung und 
Öffentlichkeitsarbeit bleibt und am bundesweiten Referenzlabor „Zentrum für Wildtiergenetik des 
Forschungsinstitutes Senckenberg (Standort Gelnhausen)“ festhält.  

Der BUND Sachsen lehnt eine reguläre Bejagung von Wölfen mit dem Ziel der Bestandsregulierung 
entschieden ab. Eine solche Maßnahme trägt weder zur Vorbeugung von Nutztierrissen bei noch ersetzt 
sie wirksame Schutzmaßnahmen für Weidetiere. Eine Tötung einzelner Wölfe kann allenfalls in 
begründeten Ausnahmefällen in Betracht gezogen werden, etwa wenn nachweislich ein bestimmtes Tier 
wiederholt Schutzvorkehrungen überwindet oder wenn von der Maßnahme ein verhaltenslenkender 
Effekt auf das betreffende Rudel ausgehen kann. Unabhängig davon bleibt ein umfassender 
Herdenschutz durch geeignete technische Sicherungen sowie gegebenenfalls den Einsatz von 
Herdenschutzhunden die wichtigste und unverzichtbare Voraussetzung für ein konfliktarmes 
Zusammenleben von Wolf und Weidetierhaltung. 

2. Populationsstatus, Evaluation und Abschusszahlen 

2.1 Mindestbestandsgröße und Evaluationstermin 

Forderung: 

• Das Kriterium "nicht wesentlich unterschritten" ist zu konkretisieren: Es ist eine verbindliche 
Mindestanzahl an Rudeln und Paaren zu definieren, unter Einrechnung aller Verlustquellen 
(Verkehr, Krankheit, Abschüsse von schadenstiftenden und verhaltensauffälligen Wölfen). 

• Bei Betrachtung der Bestandsgröße ist auf die angrenzenden Bundesländer und Länder wie 
Polen und Tschechien auszuweiten. Sachsen kommt eine hohe Bedeutung der Wolfspopulation 
für angrenzende Bundesländer und deren günstigen Erhaltungszustand zu. Die 
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Wolfspopulation im Freistaat muss als Quellpopulation angesehen werden, da nicht alle 
angrenzenden Bundesländer einen günstigen Erhaltungszustand aufweisen (z.B. Bayern). 

• Der Managementplan sollte 12 Monate nach Inkrafttreten evaluiert werden. Für die Folgejahre 
sollte im Managementplan ein fester Evaluationstermin (konkretes Datum) verbindlich 
festgelegt werden. Die jährliche Anpassung der Anlage 1 „Mögliche Abschusszahlen“ und die 
hierfür in der PPP  „Leitplanken der Managementplanung“ vom 18.05.2026 sollten 
übernommen werden.  
 

2.2 Kumulative Anrechnung aller Entnahmen 

Forderung: 

• Alle Entnahmen (Jagd während der Jagdzeit UND Entnahmen aufgrund von Rissereignissen 
oder Verhaltensauffälligkeiten) sowie sonstige Totfunde sind kumulativ auf die jährlich 
festzulegende potenzielle Gesamtentnahmemenge anzurechnen. Mögliche jagdliche 
Entnahmen müssen durch den Managementplan gedeckelt werden. Nur so ist die Erhaltung 
des günstigen Erhaltungszustands i. S. v. Art. 14 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 2 FFH-RL rechtssicher 
gewährleistet. 

• Es bedarf ein sicheres Konzept, um die Gesamtentnahmemenge nicht zu überschreiten. 
Informationsketten über Handys werden abgelehnt. 
 

2.3 Entnahmepriorisierung und Kriterien bei Rissereignissen 

Forderung: 

• Bei aktuell deutlich begrenzter Entnahmemenge sind Wölfe mit nachgewiesenem ernsten 
Schaden (Mindestschutz überwunden, kein Zufallsereignis, vgl. BfN-Leitfaden) vorrangig zu 
entnehmen.  

• Eine allgemeine Jagdzeit auf alle Alterstadien von Wölfen vom 01.07. bis 31.10 eines Jahres 
werden im Managementplan ausgeschlossen. Die Entnahme soll auf schadenstiftende Wölfe, 
die den zumutbaren Herdenschutz überwunden haben, beschränkt werden und ausschließlich 
nach behördlicher Anordnung (Genehmigung) erfolgen. Die Genehmigung ist zu 
veröffentlichen. 

• Bei Entnahme schadenstiftender Wölfe, die den zumutbaren Herdenschutz überwunden haben, 
geht Schnelligkeit vor Abschussradius. Der im BJagdG genannte Radius von 20 km ist zu groß 
und führt in Sachsen dazu, dass auch Wölfe aus Rudeln geschossen werden können, die nicht 
auffällig geworden sind. Die Entnahme sollte möglichst innerhalb von 24 Stunden ermöglicht 
werden.  

• Entnahmen außerhalb der Jagdzeit (aufgrund von Rissereignissen oder 
Verhaltensauffälligkeiten, § 22d Abs. 4 BJagdG) erfordern eine Anordnung der zuständigen 
Behörde mit Beteiligung der Umweltverbände. Ein einzelnes Rissereignis begründet noch 
keinen ernsten Schaden im Sinne des BfN-Leitfadens. 

• Eigene Rechte an Hegegemeinschaften und Jagdbezirken, sowie die Festlegung von 
Weidegebieten nach § 22d Abs. 4 Nr. 3 BJagdG werden abgelehnt.  

• Die Entnahme von Rudeln nach § 22d Abs. 4 BJagdG müssen auf worst-case Situationen wie 
der ständigen Überwindung des Herdenschutzes nach Punkt 1.1 Satz 2 der Anlage „Fachliche 
und technische Rahmenbedingungen des Wolfsmanagements“ zur Sächsischen 
WolfsmanagementVO vom 15. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 332) beschränkt werden. 
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3. Herdenschutz, Schadensregelung und Gebietsschutz 

Forderung: 

• Herdenschutzförderung und Schadensausgleich sind fortzuführen, da der Herdenschutz das 
wichtigste Instrument zum Schutz der Weidetiere ist; die Finanzierung soll weiterhin über die 
NE-Richtlinie erfolgen, muss jedoch auch durch die Jagdabgaben finanziell unterstützt werden. 
Der Einstieg in die Finanzierung von Unterhaltskosten (Futter der Herdenschutzhunde, Pflege 
Herdenschutzzäune) sollte erfolgen und Jahr für Jahr ausgedehnt werden. 

• Der Managementplan muss klarstellen, dass die Entnahme in Schutzgebieten (FFH, NSG, 
Nationalpark, Biosphärenreservat, usw.) sich nach den jeweiligen Vorgaben der Schutzgebiete 
richtet. Jagdruhezonen sind in Sachsen auszuweisen. 

• Hegeverpflichtung zur Optimierung von Wolfs-Habitaten und waidmännische Regeln (kein 
Einsatz von Nachtsichtgeräten, Fallenjagd, Regelung der Nachsuche) sind verbindlich 
auszuformulieren. Zudem müssen alle Jagdausübungsberechtigten ausreichend und 
verbindlich geschult werden.  

• Jegliche Fütterung von Wölfen, auch eine Kirrung, sind zu untersagen, weil sie zu 
verhaltensauffälligen Wölfen führen können.  

4. Rechtsnatur und Beteiligungsverfahren 

4.1 Rechtsverbindlicher Managementplan  

Forderung: 

• Der Managementplan ist förmlich als Allgemeinverfügung oder als Rechtsverordnung zu 
erlassen. 

• Er dient der Umsetzung von Art. 14 FFH-RL, entfaltet Außenwirkung und ist dem Rechtsschutz 
zugänglich. Art. 9 Abs. 3 der Aarhus Konvention in Verbindung mit dem Unionsrecht fordert, 
dass die gerichtliche Überprüfung der Voraussetzungen des Art. 14 FFH-RL ermöglicht werden 
muss.   

4.2 Beteiligung an Arbeitspaketen und Gesamtentwurf 

Forderung: 

• Die Entwürfe aller Arbeitspakete (AP 1–8) sind den Umweltverbänden vorab zuzusenden. Es 
sind angemessene – keine zu kurzen – Kommentierungsfristen einzuräumen; Stellungnahmen 
sind inhaltlich zu berücksichtigen oder begründet abzulehnen. 

• Der vollständige Managementplanentwurf ist vor Finalisierung den Verbänden zur 
Kommentierung zuzuleiten. 

5. Wissenschaftliche Grundlagen und Monitoring 

Forderung: 

• Die populationsbiologischen Kernaspekte (AP 1–4: Populationsgröße, Mindestpopulation, 
Dynamik, Prognosen) dürfen nicht ausschließlich behördenintern bearbeitet werden. Ein 
unabhängiger Populationsbiologe mit Schwerpunkt Wolf ist einzubeziehen.  

 
Wir begrüßen das Festhalten an den bundesweiten Monitoringstandards (BfN-Skript 413), an 
Senckenberg als Referenzlabor sowie die Absicht, die Arbeitsgruppe als dauerhaftes Forum zu 
etablieren – verbindliche Verfahrensregeln sind dafür festzulegen. 
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Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 
 


